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Wien, 22. Dezember 2020 

Ökostrompauschale-Verordnung 2021, 

Ökostromförderbeitragsverordnung 

2021 

      

 

Zu dem mit Schreiben vom 16. Dezember 2020 übermittelter Ökostrompauschale-

Verordnung 2021 (Geschäftszahl: 2020-0.769.020) und der 

Ökostromförderbeitragsverordnung 2021 (Geschäftszahl: 2020-0.767.804) vom 

Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 

Technologie, gibt der Österreichische Städtebund nach Prüfung folgende 

Stellungnahme ab: 

 

Allgemeines 

 

Gemäß den vorliegenden Entwürfen kommt es auf allen Netzebenen zu 

Kostenerhöhungen, deren Gründe aber infolge des fehlenden Vorliegens der 

Gutachten zur Bestimmung der neuen Beiträge nicht geprüft werden können. Es 

ergeht daher das Ersuchen an das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, 

Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, diese beiden Gutachten zu 

veröffentlichen. Es kommt dadurch zu keiner Verletzung des Amtsgeheimnisses 
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oder der Datenschutzgrundverordnung, noch zu einer Offenlegung von 

Geschäftsgeheimnissen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
OSR Mag. Dr. Thomas Weninger, MLS 

Generalsekretär 


